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StPO § 136 Abs. 1 S. 2; StPO § 163a

Leitsätze:

1. Wird ein kraftfahrzeugführender Betroffener, bei dem im
Rahmen einer polizeilichen Kontrolle angesichts des Antreffens im
grenznahen Gebiet zu den Niederlanden und aufgrund stark
erweiterter Pupillen ohne Reaktion und starkem Lidflattern der
Anfangsverdacht für eine Ordnungswidrigkeit nach § 24a Abs. 2
StVG besteht, ohne vorangegangene Belehrung zunächst befragt
wird „ob er etwas genommen habe“, so verstößt dies gegen §§
136 Abs. 1 S. 2, 163a Abs. 4 StPO, 46 Abs. 1 OWiG.

2. Ob über die Unverwertbarkeit der Angaben des nicht
ordnungsgemäß belehrten Betroffenen hinaus ein
Beweisverwertungsverbot Fernwirkung bzgl. anderer Beweismittel
(hier insbesondere: Ergebnis der Blutprobe, der sich der
Betroffene „freiwillig“ unterzogen hat) ist umstritten. Selbst, wenn
man eine solche Fernwirkung – noch dazu im
Ordnungswidrigkeitenrecht – bejahen wollte, so lässt sich eine
allgemeingültige Regel, wann ein Beweisverwertungsverbot über
das unmittelbar gewonnene Beweisergebnis hinausreicht und wo
seine Grenzen zu ziehen sind, nicht aufstellen. Die Grenzen
richten sich nicht nur nach der Sachlage und Art und Schwere des
Verstoßes, sondern auch nach der Kausalität der unzulässig
erlangten Erkenntnisse für die weiteren Ermittlungen und die
schließliche Überführung des Betroffenen.

Schlagworte:

Normen:
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Tenor:

Die Rechtsbeschwerde wird als unbegründet verworfen, da die
Nachprüfung des Urteils aufgrund der
Rechtsbeschwerderechtfertigung keinen Rechtsfehler zum
Nachteil des Betroffenen ergeben hat (§ 79 Abs. 3 OWiG, § 349
Abs. 2 StPO).Die Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens trägt
der Betroffene (§ 473 Abs. 1 StPO in Verbindung mit § 46 Abs. 1
OWiG).

 
Zusatz:

Ergänzend zur Antragsschrift der Generalstaatsanwaltschaft ist anzumerken, dass die
Verfahrensrüge der unzulässigen Verwertung „sämtlicher gewonnener Beweismittel“ wegen
eines Verstoßes gegen die Belehrungspflicht aus §§ 136 Abs. 1 S. 2 StPO, 46 Abs. 1 OWiG)
jedenfalls unbegründet ist.

Zuzugeben ist der Rechtsbeschwerde, dass es gegen §§ 136 Abs. 1 S. 2; 163a StPO, 46
Abs. 1 OWiG verstößt, wenn der der Betroffene, bei dem – wie hier – aufgrund stark
erweiterter Pupillen ohne Reaktion und starkem Lidflattern nach Anhalten des von ihm
geführten PKW im grenznahen Gebiet zu den Niederlanden durch den Zeugen POK L der
Anfangsverdacht für eine Ordnungswidrigkeit nach § 24a Abs. 2 StVG bestand, ohne
vorangegangene Belehrung zunächst befragt wird „ob er etwas genommen habe“. Bei dieser
Sachlage hatte der Betroffene bereits den Status eines solchen und es war eine
Vernehmungssituation gegeben, denn eine solche liegt vor, wenn der Vernehmende dem
Betroffenen in amtlicher Funktion gegenübertritt und in dieser Eigenschaft von ihm Auskunft
verlangt (vgl. BGH MDR 1996, 1054). Dass der Betroffene im vorliegenden Fall im Weiteren
Verlauf – etwa noch vor Einholung seiner Zustimmung zu einem „freiwilligen“  Drogentest
oder später- qualifiziert in dem Sinne belehrt worden ist, dass er auch einen Hinweis auf die
Unverwertbarkeit früherer Aussagen erhalten hat (vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 62.
Aufl., § 136 Rdn. 9) ist nicht ersichtlich. Vielmehr ist nur eine (einfache) Belehrung erfolgt und
zwar nach dem Drogenvortest. Danach ist der Betroffene auch darüber belehrt worden, dass
er sich freiwillig einer Blutentnahme unterziehen könne, anderenfalls selbige durch den
Zeugen angeordnet würde.

Gleichwohl führt dieses Vorgehen der Polizei nicht zu einem Beweisverwertungsverbot bzgl.
„sämtlicher gewonnener Beweismittel“. Eine Aussage des Betroffenen über das Einräumen
seiner Fahrereigenschaft in der Hauptver-handlung ist im angefochtenen Urteil nicht
verwertet worden. Eine Aussage gegen-über den Polizeibeamten in der Anhaltesituation gibt
das angefochtene Urteil nicht ausdrücklich wieder. Der in der Beweiswürdigung niedergelegte
Ablauf (Anhalten, Befragung, ob der Betroffene „etwas genommen habe“; im Falle der
Bejahung Angebot eines freiwilligen Drogenschnelltests) legt aber nahe, dass der Betroffene
die Frage nach der Drogeneinnahme bejaht hat, da es ansonsten wohl nicht zur
Durchführung des Drogenschnelltests gekommen wäre. Diese Angaben sind aber im
angefochtenen Urteil nicht verwertet worden. Wie sich aus der Rügebegründung ergibt, hat
der Betroffene auch die ärztliche Untersuchung anlässlich der Blutprobenentnahme 
ausweislich des ärztlichen Berichts verweigert, so dass dort unter „Untersuchungsbefund“
nichts angekreuzt ist.

Ob über die Unverwertbarkeit der Angaben des nicht ordnungsgemäß belehrten Betroffenen
hinaus ein Beweisverwertungsverbot Fernwirkung bzgl. anderer Beweismittel (hier
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insbesondere: Ergebnis der Blutprobe, der sich der Betroffene „freiwillig“ unterzogen hat) ist
umstritten (vgl. Meyer-Goßner/Schmitt a.a.O. Rdn. 22). Selbst, wenn man eine solche
Fernwirkung – noch dazu im Ordnungswidrigkeitenrecht – bejahen wollte, so lässt sich eine
allgemeingültige Regel, wann ein Beweisverwertungsverbot über das unmittelbar gewonnene
Beweisergebnis hinausreicht und wo seine Grenzen zu ziehen sind, nicht aufstellen. Die
Grenzen richten sich nicht nur nach der Sachlage und Art und Schwere des Verstoßes,
sondern auch nach der Kausalität der unzulässig erlangten Erkenntnisse für die weiteren
Ermittlungen und die schließliche Überführung des Betroffenen (vgl. OLG Oldenburg, Urt. v.
10.10.1994 – Ss 371/94 – juris; vgl. auch: BVerfG, Beschl. v. 27.04.2010 – 2 BvL 13/07 -
juris). Der Verstoß hat ein nicht unbedeutendes Gewicht. Es ist nämlich zu berücksichtigen,
dass es sich bei dem unzulässigen Vorgehen nach den Urteilsfeststellungen offenbar um
eine gängige Praxis des als Zeugen vernommenen Polizeibeamten handelt. Andererseits ist
zu sehen, dass es vorliegend „nur“ um die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (wenn auch
mit der Konsequenz eines Fahrverbots und einer erheblichen Geldbuße) geht. Hier ist aber
eine Kausalität des Verstoßes gegen die Belehrungspflicht – wie im angefochtenen Urteil
zutreffend ausgeführt – zu verneinen. Angesichts der Umstände, die den o.g.
Anfangsverdacht begründeten, wäre auch dann, wenn der Betroffene nach bereits
anfänglicher ordnungsgemäßer Belehrung jede Mitwirkung und jede Angabe verweigert hätte,
eine Blutentnahme rechtmäßig nach § 46 Abs. 4 S. 2 OWiG angeordnet worden, deren
Ergebnis dann auch hätte verwertet werden dürfen.

Der Senat konnte bereits entscheiden, nachdem der Betroffene mit Verteidigerschriftsatz vom
26.03.2020 Stellung genommen hat und eine weitere Stellungnahme nicht angekündigt
wurde.
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